
 

 

An das 

Bundesministerium für Familien und Jugend 

Per eMail: heinz.wittmann@bmfj.gv.at 

 

An das 

Präsidium des Nationalrats 

Per eMail: begutachtungsverfahren@parlament.gv.at 

 

 

Betreff: Stellungnahme zum Begutachtungsverfahren, betreffend das Familienlasten-

ausgleichsgesetz 1967, Einkommensteuergesetz 1988, Änderung (1/ME) 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Ministerialentwurf ist aus unserer Sicht in dreifacher Hinsicht abwegig: 

 

Die beabsichtigte Änderung würde eine Schlechterstellung von EU-Bürgern darstellen, die 

nicht konform mit dem EU-Recht ist. Hierzu liegt eine ausführliches Gutachten[1] des 

Fachbereich Europa des Deutschen Bundestages vor, in der u.a. festgestellt wird: 

 

„Der Vorschlag, die Auszahlung des Kindergeldes für im EU-Ausland verbleibende Kinder von 

anspruchsberechtigten EU-Ausländern dergestalt zu begrenzen, dass allein ein 

existenzsicherndes Minimum auf Basis des Kostenniveaus des jeweiligen EU-ausländischen 

Mitgliedstaates gewährleistet wird, ist mit Unionsrecht unvereinbar. Er verstößt gegen die 

Bestimmung in Art. 67 S. 1 VO 883/2004 zu Wohnortklauseln bei Familienleistungen, gegen 

die allgemeine Bestimmung zur Beseitigung von Wohnortklauseln in Art. 7 VO 883/2004 und 

gegen das Diskriminierungsverbot aus Gründen der Staatsangehörigkeit in Art. 4 VO 

883/2004. Des Weiteren liegt ein Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot aus Gründen der 

Staatsangehörigkeit im Zusammenhang mit sozialen Vergünstigungen in Art. 7 Abs. 2 VO 

492/2011 vor. Die genannten Verordnungsvorschriften gelangen gegenüber den 

primärrechtlich verankerten Grundfreiheiten vorrangig zur Anwendung. 
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Sollte der Vorschlag in geltendes Recht umgesetzt werden, könnten Betroffene, insbesondere 

EU-Ausländer, hiergegen nach Durchführung des behördlichen Vorverfahrens vor 

innerstaatlichen Gerichten vorgehen und einen Verstoß gegen die genannten, unmittelbar 

anwendbaren Verordnungsbestimmungen geltend machen. Das den Vorschlag umsetzende 

nationale Gesetz wäre unanwendbar und die darauf beruhenden Kindergeldfestsetzungen 

aufzuheben.“ 

 

Dass sich an dieser Regelung etwas ändert, ist nicht zu erwarten, da die osteuropäischen 

Staaten daran kein Interesse haben. 

 

Von dieser Änderung wären vor allem Menschen aus Osteuropa negativ betroffen, die in 

Österreich, wie z.B. die über 60000[2] 24-Stunden-Betreuerinnen einen wertvollen 

gesellschaftlichen Beitrag leisten. Nach unserer Auffassung wäre im höchsten Grade 

ungerecht, gerade diesen Personenkreis so krass zu benachteiligen. 

 

Es steht zu befürchten, dass das von der Regierung erwartete Einsparpotenzial tatsächlich 

weit geringer ist. Die EU-Kommission schätzt die Ersparnis nur auf einen Bruchteil dessen, 

was die Regierung sich verspricht[3]. 

 

Für den Bundesvorstand der Piratenpartei Österreichs 

 

Harald Bauer 

 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 

 

Quellen: 

[1] https://www.bundestag.de/blob/407842/501d1ea3821f6614a3fd965d44541ea3/pe-6-008-

14-pdf-data.pdf 

[2] https://derstandard.at/2000061124324/Pflege-Ueber-achtzig-Prozent-der-Betreuer-aus-

Slowakei-und-Rumaenien 

[3] https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/ME/ME_00001/index.shtml 

 

 

Beste Grüße 

Harald "VinPei" Bauer 

Mitglied des Bundesvorstands der Piratenpartei Österreichs 
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